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Jürgen Hacker, bvek, Berlin

Wesentliche Verbesserung des EU-ETS 
ist nötig und einfach möglich
Das EU-System handelbarer Emissionsrechte (EU-ETS) als Kernstück 
der EU-Klimaschutzpolitik ist in letzter Zeit wegen seines relativ nied-
rigen Preises für Emissionsrechte heftig als „nicht funktionierend“ kri-
tisiert worden. Das Gegenteil ist aber der Fall! Dennoch ist das System 
wesentlich verbesserungsbedürftig. 

Vor allem wegen der Wirtschaftskri-
se sind in den vergangenen fünf Jah-
ren im EU-ETS deutlich weniger Emis-
sionen erfolgt als erwartet und ent-
sprechend weniger Emissionsrechte 
verbraucht worden. Bei den derzeit 
von der Politik vorgegebenen Rah-
menbedingungen dürfte eine echte 
Knappheit an Rechten erst nach 2025 
eintreten. Dies reflektiert der niedri-
ge Preis. 

Das EU-ETS erfüllt damit seine 
diesbezügliche Orientierungsfunkti-
on völlig korrekt! Der niedrige Preis ist 
zudem auch volkswirtschaftlich sinn-
voll, da er die Wiederbelebung der 
immer noch in einer Konjunkturflau-
te befindlichen EU-Wirtschaft erleich-
tert. Ein konjunkturbedingt schwan-
kender Preis mit antizyklischer Wir-
kung ist volkswirtschaftlich sinnvoll 
und erwünscht. Dennoch ist das EU-
ETS wesentlich verbesserungsbe-
dürftig. Die tatsächlichen Probleme 
sind aber folgende:

Sinnvolle Festlegung fehlt

Die jährlichen Mengen an Emissi-
onsrechten, die die EU dem EU-ETS 
(rechtlich verbindlich!) zur Verfügung 
stellt, sind nicht sinnvoll festgelegt 
worden. Sie orientierten sich an irrele-
vanten Preisprognosen. Ab der nächs-
ten, 2021 beginnenden Verpflich-
tungsperiode müssen die jährlichen 
Mengen an  Emissionsrechten endlich 
direkt vom international vereinbarten 
Zwei-Grad-Klimaschutzziel abgeleitet 
werden. Dies ist zwar sowohl wissen-
schaftlich als auch politisch nicht tri-
vial, aber auf Basis der neuesten wis-
senschaftlichen Erkenntnisse durch-
aus möglich. 

Bürokratischer Aufwand zu hoch

Nur circa 50 Prozent der Emis-
sionsrechte werden in der laufen-
den Periode versteigert. Die anderen 
50 Prozent werden mit viel zu komple-
xen und trotzdem nicht „gerechten“ 
Regeln den Anlagenbetreibern kos-
tenlos zugeteilt. Dies ist mit einem rie-
sigen Bürokratieaufwand für Anlagen-
betreiber, Verifizierer, nationale Behör-
den (in Deutschland das Umweltbun-
desamt) und der EU-Kommission, 
Rechtsanwälten und Gerichten ver-
bunden. Von 2021 an sollten endlich 
alle Rechte ohne Ausnahme verstei-
gert werden! Dies würde den büro-
kratischen Aufwand für alle minimie-
ren und zusätzliche kostengünstige 
Emissionsvermeidungsmöglichkei-
ten offenlegen und zur Anwendung 
bringen.

Ausgleichsregelung gefragt

Die zur Begründung der kosten-
losen Rechtezuteilung angeführ-
te Gefahr der andernfalls drohenden 
Verlagerung von Emissionen mit samt 
den dazugehörenden Arbeitsplätzen 
ins EU-Ausland ist viel geringer als 
behauptet. Ihr wird daher nur ineffizi-
ent begegnet. 

Ab 2021 sollte dieser Gefahr mit 
einem Ausgleichsmechanismus an 
den EU-ETS-Außengrenzen vorge-
beugt werden. Für die wenigen tat-
sächlich gefährdeten Produkte müss-
ten deren Importeure Emissions-
rechte abgeben. Exporteure erhalten 
Emissionsrechte erstattet, jeweils mit 
denselben Produktbenchmarks. Mit 
dieser WTO-konformen Grenzaus-
gleichsregelung würde die Wettbe-

werbsgleichheit dynamisch und voll-
ständig hergestellt, unabhängig vom 
jeweiligen Emissionsrechtepreis.

Auktionserlöse falsch verwendet

Die Erlöse aus der Versteigerung 
der Emissionsrechte werden nicht 
sinnvoll verwendet. Die Emissions-
rechte gehören weder der emittieren-
den Industrie noch den Ministerialbü-
rokratien für mehr oder weniger sinn-
volle Subventionsmaßnahmen. Sie 
gehören uns allen als EU-Bürgern!

Der Staat ist nur unser Treuhänder 
bei den Versteigerungen. Der Treuhän-
der hat die Erlöse an den Treugeber 
weiterzuleiten und nicht nach eige-
nem Gusto auszugeben! Die Steuer-
zahler sollten daher auf ihre jährliche 
Steuerschuld einen Pro-Kopf-Abzug 
erhalten, Transferempfänger einen 
Pro-Kopf-Zuschlag; ermittelt aus den 
jeweiligen jährlichen Versteigerungs-
erlösen durch die Anzahl der Bürger.

Dies wäre volkswirtschaftlich sinn-
voll (Staatsquote bleibt konstant) und 
umwelt- und sozialpolitisch gerecht! 
Schließlich haben die Bürger als End-
verbraucher auch die direkt oder indi-
rekt eingepreisten Kosten der Zertifi-
kateersteigerungen letztlich zu Recht 
entsprechend dem Verursacherprin-
zip zu zahlen. Wenn alle Bürger den-
selben Pro-Kopf-Betrag erhielten, 
wären umweltbewusste und sozial 
schwache Bürger Nettogewinner.

Wer überdurchschnittlich Emissio-
nen induziert, wäre demnach „Drauf-
zahler“. Das würde von vorneherein 
den sozialpolitischen Vorwurf entkräf-
ten, dass sich bei hohen Emissions-
rechtepreisen nur noch Reiche etwas 
leisten könnten. 

Jürgen Hacker
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  Weitere Bereiche einbeziehen

Bisher werden vom EU-ETS nur 
rund 45 Prozent der EU-Treibhaus-
gasemissionen erfasst. Das ökonomi-
sche Potenzial eines Emissionshan-
delssystems, den erforderlichen Kli-
maschutz zu möglichst geringen Kos-
ten - sprich: möglichst geringen Wohl-
standsverlusten - zu realisieren, wird 
daher nur unzureichend genutzt. 

Der Geltungsbereich des EU-ETS 
sollte daher so schnell wie möglich, 
spätestens aber ab dem Jahr 2021, 
auf möglichst alle Bereiche zumin-
dest aber auf die Verkehrs- und Wär-
mesektoren ausgeweitet werden. Nur 
sind dann nicht wie bisher die Emit-
tenten, sondern die „Inverkehrbrin-
ger“ der Treib- und Brennstoffe in das 
EU-ETS einzubeziehen. Diese müssen 
verpflichtet werden, entsprechend der 
von ihnen in den Handel gebrachten 
Mengen ausgehenden CO2-Emissio-
nen Emissionsrechte abzugeben.

Besonders einfach ist dies für den 
Straßenverkehrssektor zu realisie-
ren! Denn die in Verkehr gebrach-
ten Treibstoffmengen werden bereits 
heute zum Zweck der Berechnung 
der Mineralölsteuern vom Zoll an den 
Zolllagern der Raffinerien oder beim 
Import an den EU-Außengrenzen 
genau überwacht und festgestellt.

Diese ermittelten Mengen müssten 
lediglich mit ihren jeweiligen Emis-
sionsfaktoren multipliziert und die 
resultierenden CO2-Emissionen an die 
jeweiligen nationalen EU-ETS-Behör-
den gemeldet werden. Dazu ist keine 
einzige zusätzliche staatliche Perso-
nalstelle erforderlich! Ferner müssten 
nur noch die Mineralölgesellschaften 
verpflichtet werden, entsprechende 
Mengen an Emissionsrechten abzu-
geben.

Natürlich würden die Mineralölge-
sellschaften die Kosten für die Rech-
teersteigerung einpreisen. Wenn fer-
ner zur Auflage gemacht wird, dass 
diese Kosten genauso auf der Tank-
rechnung ausgewiesen werden müs-
sen wie die Mehrwertsteuer, könnte 
jeder einzelne Autofahrer seine indi-
viduellen CO2-Emissionen und die 
damit verbundenen Kosten able-
sen und dies bei seinem Verhalten 
berücksichtigen.

Der Straßenverkehr könnte zudem 
bereits vor 2021 in das EU-ETS ein-
bezogen werden, da davon die Rege-
lungen der laufenden Periode nicht 
betroffen wären. Wenn dabei die 
Rechtemenge nur um einen Teil der 
Verkehrsemissionen erhöht würde, 
würde der derzeitige Überhang an 
Zertifikaten systemkonform deutlich 
reduziert werden. Wenn zum Beispiel  
die Einbeziehung bereits ab 2016 
erfolgte und die Rechtemenge um nur 
50 Prozent der Verkehrsemissionen 
erhöht würden, könnte der derzeiti-
ge Überhang von rund zwei Milliarden 
Berechtigungen bereits bis 2020 völlig 
aufgesaugt werden.

Das EU-ETS könnte somit insge-
samt wesentlich verbessert und effi-
zienter gestaltet werden. Als Neben-
effekt könnte gleichzeitig der politisch 
erwünschte höhere Preis für Emissi-
onsrechte erreicht werden.

Jürgen Hacker ist Vorsitzender des 
Bundesverbandes Emissionshandel 
und Klimaschutz (bvek).
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  Festlegung des jährlichen Emis-

sionsrechtebudgets 2021-2030 
als Ableitung vom international 
vereinbarten Zwei-Grad-Ziel.

  Aufteilung der Minderungs-
ziele auf ETS- und Nicht-ETS-
Sektoren mit dem Ziel gleicher 
Grenzvermeidungskosten.

  Vollständige Versteigerung 
ohne Ausnahmen.

  Einführung eines Grenzaus-
gleichsmechanismus zur effi-
zienteren Lösung des Carbon-
Leakage-Problems. 

  Versteigerungserlöse pro Kopf 
an Bürger umverteilen.

  Ausweitung des ETS auf mög-
lichst alle Bereiche, insbeson-
dere auf den Straßenverkehrs-
sektor.
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